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Vorwort 

Der vorliegende Bericht ist der vierte Länderbericht im Rahmen des Monitorings gemäß § 98 EEG 2021. 

In § 98 EEG 2021 ist festgelegt, dass die Länder dem Sekretariat des Kooperationsausschusses jährlich 

über den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien, insbesondere über den Umfang an Flächen, die 

in der geltenden Regional- und Bauleitplanung für Windenergie an Land festgesetzt wurden, über 

Planungen für neue Festsetzungen für die Windenergienutzung an Land in der Regional- und 

Bauleitplanung und über den Stand der Genehmigungen von Windenergieanlagen an Land berichten.  

Grundlage für die Erstellung des Länderberichts sind die Beschlussvorlage des Kooperationsausschusses 

sowie die Formatvorlage und die Berichtsstruktur, die vom Sekretariat des EEG-

Kooperationsausschusses im Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zur Verfügung 

gestellt wurden. Diese Dokumente wurden im Rahmen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Vorbereitung 

des EEG-Kooperationsausschuss“ abgestimmt. 

 

Der Berichtszeitraum umfasst die Daten des Vorjahrs (Jan. 2023 - Dez. 2023). Die Datengrundlagen sind 

in den jeweiligen Kapiteln erläutert. Für die Kapitel 1.1 und 2.4.1 wurden Daten der Bundesnetzagentur 

durch das BMWK zur Verfügung gestellt. Da in Hessen, auf Basis eigener Erfassungen, ebenfalls 

Auswertungen zu diesen Daten erstellt werden, werden diese Länderdaten zusätzlich berichtet. 

 

Der Bericht wurde gemeinsam vom Hessischen Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr, 

Wohnen und ländlichen Raum (HMWVW) und vom Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, 

Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (HMLU) unter Beteiligung folgender Fachreferate erstellt: 

 HMWVW Referat I 3 „Planungsinformationen, Prognosen, Statistik, Hessische Landgesellschaft“, 

 HMWVW Referat I 6 „Energiepolitik, Erneuerbare Energien, Energietechnologien“, 

 HMWVW Referat VII 1 „Landesentwicklungsplan, Landesplanung und Europäische 

Raumentwicklung“ und 

 HMLU Referat II 4 „Grundsatzangelegenheiten der Genehmigung und Überwachung im 

Immissionsschutz; Gebietsbezogene Luftreinhaltung; Lärmschutz“. 

 HMLU Referat IV 4 „Naturschutzrecht, Oberste Naturschutzbehörde“. 
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1 Ausbau der erneuerbaren Energien und Länderziele 

1.1 EE-Anlagen zur Stromerzeugung 

Für das hessische Energiemonitoring werden seit 2015 Daten zu erneuerbaren Energieanlagen (EE-

Anlagen) ausgewertet und im jährlichen Monitoringbericht zur Energiewende in Hessen veröffentlicht. 

Datenquellen sind die EEG-Anlagenstammdaten der Übertragungsnetzbetreiber, das 

Marktstammdatenregister (MaStR) der Bundesnetzagentur (BNetzA) sowie das 

Länderinformationssystem für Anlagen (LIS-A) für die Berichterstattung zu den Windenergieanlagen. 

Informationen zu LIS-A finden sich im Kapitel 2.4.  

Nachfolgend werden die Daten des hessischen Energiemonitorings sowie die Daten der 

Bundesnetzagentur, die vom BMWK zur Verfügung gestellt wurden, dargestellt. Insgesamt ist die 

Abweichung zwischen den beiden Datenquellen gering. Ein Grund für die unterschiedliche Anzahl der 

Windenergieanlagen (1,3% Abweichung) liegt vermutlich in zusammengefassten Meldungen einzelner 

Anlagen eines Windparks in den EEG-Anlagenstammdaten der Übertragungsnetzbetreiber; die 

installierte Leistung der Windenergieanlagen weist dagegen einen geringeren Unterschied auf (0,5% 

Abweichung). In Hessen beläuft sich die installierte Leistung der EE-Anlagen zum Ende des Jahres 2023 

auf 6.706,5 MW. Der Energieträger Photovoltaik hat daran den höchsten Anteil mit 56,2%, Windenergie 

folgt mit 37,8%, die weiteren Energieträger Biomasse, Klär- und Deponiegas sowie Wasserkraft 

summieren sich auf 6,0%. 

 

Die nachfolgenden Tabellen 1 und 2 enthalten jeweils Auszüge aus dem Marktstammdatenregister der 

Bundesnetzagentur über Anzahl und Leistungen von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien (EE) des Jahres 2023 (Datenstand: 19.03.2024; Auswertungszeitraum: Jan. 2023 - Dez. 2023).  

Daten über Anzahl und Leistungen der Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien werden 

zentral durch die Bundesnetzagentur für alle Bundesländer bereitgestellt. Die Daten der 

Bundesnetzagentur unterliegen einer fortlaufenden Datenkorrektur durch die Qualitätssicherung des 

Marktstammdatenregisters sowie durch die Netzbetreiber und die Anlagenbetreiber als Dateninhaber. 

Der hier verwendete Datensatz wird nur zum Zweck der Berichterstattung im Bund-Länder-

Kooperationsausschuss erstellt, gibt den Kenntnisstand am Erstellungstag wieder und eignet sich nicht 

für statistische Zeitreihen. Die Daten sind daher auch nur bedingt vergleichbar mit den in 

vorangegangenen Berichten verwendeten Datensätzen bzw. Daten aus Zeitreihen von Energiestatistiken 

des Bundes oder der Länder. 

 

Ergänzend werden in den Tabellen 1.a und 2.a die korrespondierenden Daten auf Basis der 

landeseigenen Erfassung und Auswertung dargestellt. 
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Tabelle 1: Installierte Leistung der EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2023 in MW 

Installierte 
Leistung in MW 
EE-
Stromerzeugungs
-einheiten 

Bruttoleistung Zubau 
(Netto) 

Neu- 
Inbetrieb-
nahmen 

Rückbau 

Biomasse 268,8 1,1 3,1 2 

Solare 
Strahlungsenergie 

3.766,7 703,5 704,9 1,4 

Windenergie an 
Land 

2.532,9 162,9 162,9 - 

Windenergie auf 
See 

- - - - 

Klärgas 12,8 0,1 0,1 - 

Wasserkraft 94,3 - - - 

Deponiegas 31 - - - 

Geothermie - - - - 

 

Tabelle 1.a: Installierte Leistung der EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2023 in MW (HMWVW) 

Installierte 
Leistung in MW 
EE-
Stromerzeugungs
-einheiten 

Bruttoleistung Zubau 
(Netto) 

Neu- 
Inbetrieb-
nahmen 

Rückbau 

Biomasse  
(inkl. Klär- und 
Deponiegas) 

291,2 1,1 1,9 0,8 

Solare 
Strahlungsenergie 

3.725,2 681,7 683,0 1,3 

Windenergie an 
Land 

2.519,9 164,7 164,7 - 

Wasserkraft 64,2 - - - 
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Tabelle 2: Anzahl der EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2023 

Anzahl 
EE-
Stromerzeugungs
-einheiten 

Gesamt Zubau (Netto) Neu- 
Inbetrieb-
nahmen 

Rückbau 

Biomasse 500 2 11 9 

Solare 
Strahlungsenergie 

242.612 67.814 68.230 416 

Windenergie an 
Land 

1.199 40 40 - 

Windenergie auf 
See 

- - - - 

Klärgas 76 1 1 - 

Wasserkraft 492 - - - 

Deponiegas 31 - - - 

Geothermie - - - - 

 

Tabelle 2a: Anzahl der EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2023 (HMWVW) 

Anzahl 
EE-
Stromerzeugungs
-einheiten 

Gesamt Zubau (Netto) Neu- 
Inbetrieb-
nahmen 

Rückbau 

Biomasse  
(inkl. Klär- und 
Deponiegas) 

513 1 5 4 

Solare 
Strahlungsenergie 

240.778 66.115 66.499 384 

Windenergie an 
Land 

1.183 38 38 - 

Wasserkraft 493 - - - 

 

Zusätzliche Angaben zu Tabellen 1 und 2 

 Quellen der Daten sind die Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland 
der AGEE-Stat (Stand Mär. 2024) und das Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur 
(Datenstand 19.03.2024). 

 Netto-Zubau: Neu-Inbetriebnahmen abzgl. Rückbau im Auswertungszeitraum 

 Neu-Inbetriebnahmen: Auswertung nach Inbetriebnahmedatum 

 Rückbau: Auswertung nach Datum der endgültigen Stilllegung 

 Wasserkraft: Inklusive Grenzkraftwerke (Deutschland/Nachbarstaat) und Pumpspeicher mit 
natürlichem Zufluss 
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1.2 Länderziele für den EE-Ausbau bzw. die EE-Stromerzeugung 

Landesregierung und Landtag hatten im Jahr 2012 das Ziel formuliert, den Strom- und Wärmebedarf bis 

2050 vollständig aus erneuerbaren Energien zu decken (vgl. § 1 Hessisches Energiegesetz vom 21. 

November 2012, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582)). Mit der 

Novellierung vom November 2022 wurde das Ziel verankert, bis 2045 den Strom- und Wärmebedarf zu 

100 Prozent aus erneuerbaren Energien zu decken. 

2 Beschleunigung des Ausbaus der Windenergie an Land (Flächenziele, 
ausgewiesene und geplante Flächen, Genehmigungen, Repowering) 

2.1 Stand der Umsetzung der Ziele zu Flächenausweisung nach 
Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) 

Anfang 2024 ist die Feststellung des Erreichens des gemäß den Vorgaben des WindBG erforderlichen 

ersten Flächenbeitragswertes für das Land Hessen erfolgt (siehe Veröffentlichung im Staatsanzeiger für 

das Land Hessen, StAnz. 5/2024, S. 160, 172-173; StAnz. 13/2024, S. 355). 

2.2 Ausgewiesene Flächen 

2.2.1 Hintergrund zu Planungspraxis und aktueller Planungssituation im Land 

Flächen zur Nutzung der Windenergie wurden in Hessen bislang abschließend in den Regionalplänen 

(Teilregionalplänen Energie) festgelegt. Die planerische Festlegung erfolgte durch den Träger der 

Regionalplanung als “Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie” (bislang) mit Ausschlusswirkung des 

übrigen Planungsraumes. Bei der Ermittlung der Vorranggebiete waren bestehende und für zukünftige 

Repoweringmaßnahmen geeignete Anlagenstandorte miteinzubeziehen. Separate Vorranggebiete für 

Repowering-Maßnahmen sind nicht festgelegt worden. Den Plankonzepten der Teilregionalpläne 

Energie lag eine Rotor-außerhalb-Planung zugrunde. Die entsprechenden Beschlüsse der 

Regionalversammlungen Nordost-, Mittel- und Südhessen sowie in der Planungsregion Südhessen 

zusätzlich der Verbandskammer des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain sind in der Ausgabe Nr. 32 

(2023) des Staatsanzeigers für das Land Hessen veröffentlicht worden (StAnz. 32/2023, S. 1041, 1045). 

2.2.2 Ausgewiesene Flächen für Windenergie an Land 

In Hessen sind über 39.000 ha (knapp 1,9 % der Landesfläche) als “Vorranggebiete zur Nutzung der 

Windenergie” (bislang) mit Ausschlusswirkung festgelegt. Die Teilregionalpläne Energie in allen drei 

hessischen Planungsregionen sind beklagt (Normenkontrollverfahren nach § 47 VwGO). Gegenstand der 

Normenkontrollanträge sind zum Teil der gesamte Teilregionalplan, textliche Festlegungen oder 

vereinzelt die gesamte Gebietskulisse der Vorranggebiete oder (teilweise hilfsweise) einzelne 

“Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie”. Die laufenden Normenkontrollverfahren haben – 

solange das zuständige Gericht einem Normenkontrollantrag nicht stattgibt – keine Auswirkungen auf 

Genehmigungsverfahren. 
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Tabelle 3: Flächen für Windenergie an Land 

 

Ausgewiesene Fläche für 
Windenergie an Land 

(in ha) 

Beklagte Fläche/Pläne 
 

(in ha) 

auf Landes- oder Regionalplanebene 
ausgewiesen 

39.000  

davon als Vorranggebiete ausgewiesen - 
 

davon als Vorranggebiete mit der 
Wirkung von Eignungsgebieten 
ausgewiesen 

39.000 

 

davon als Eignungsgebiete ausgewiesen - 
 

davon als andere Gebietsform 
ausgewiesen 

- 
 

auf Bauleitplanebene ausgewiesenen  -  

davon in Flächennutzungsplänen 
ausgewiesen 

- 
 

davon in Bebauungsplänen ausgewiesen 
(optional) 

- 
 

 

2.2.3 Hinweise zu Datenquellen und zur Datenqualität 

Datenquelle sind die in Kraft getretenen Teilregionalpläne Energie. Diese liegen als GIS-Daten vor und 

sind im Landesplanungsportal des Landes Hessen veröffentlicht 

(https://landesplanung.hessen.de/geodaten). 

2.3 Planungen für neue Flächenausweisungen für Windenergie an Land (Planentwürfe) 

2.3.1 Qualitative Beschreibung der Planentwürfe 

Hessen hat mit den in den Teilregionalplänen Energie festgelegten „Vorranggebieten zur Nutzung der 

Windenergie“ den im WindBG normierten landesweiten ersten Flächenbeitragswert erreicht. Aktuell 

liegen keine Regionalplanentwürfe für die Festlegung neuer Flächen für die Windenergienutzung vor.  

2.3.2 Quantitative Beschreibung der Planentwürfe  

Planentwürfe von Bauleitplänen liegen (noch) nicht vor. Inzwischen zeigen einige Kommunen Interesse 

daran, Windenergiegebiete in Flächennutzungsplänen darzustellen. 

https://landesplanung.hessen.de/geodaten
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Tabelle 4: Geplante Flächen (Planentwürfe) für Windenergie an Land 

 Geplante Fläche für Windenergie an Land in 

Planentwürfen 

(in ha) 

Entwürfe auf Landes- oder 

Regionalplanebene 

- 

davon Entwürfe für Vorranggebiete  - 

davon Entwürfe Vorranggebiete mit der 

Wirkung von Eignungsgebieten  

- 

davon Entwürfe für Eignungsgebiete  - 

davon Entwürfe für andere Gebietsform - 

Entwürfe auf Bauleitplanebene  - 

davon in Entwürfe für 
Flächennutzungsplänen 

- 

davon in Entwürfen für Bebauungsplänen 
(optional) 

- 

 

2.3.3 Hinweise zu Datenquellen und Datenqualität 

Aktuell liegen keine Regionalplanentwürfe für die Festlegung neuer Flächen für die Windenergienutzung 

vor. Im Jahr 2023 sind auch keine entsprechenden Entwürfe auf Bauleitplanebene erstellt worden. 

2.4 Genehmigungen für Windenergieanlagen an Land 

2.4.1 Erteilte Genehmigungen 

Die dokumentierten Genehmigungen erfassen im Berichtszeitraum 01.01.2023 - 31.12.2023 alle 

Windenergieanlagen mit einer Genehmigungspflicht nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG). In Hessen dienen als Quelle die durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 

Genehmigungsbehörden (Regierungspräsidien) eingetragenen Daten in dem LänderInformationsSystem 

Anlagen (LIS-A). Das System erfasst die Genehmigungsverfahren mit den Stammdaten der Antragsteller 

und im späteren Verlauf die Überwachung und Stammdaten des Betreibers.  

 

Die Anzahl der Anlagen und die installierte Leistung (in MW) der Anlagen, die im Berichtszeitraum 

(01.01.2023 bis 31.12.2023) eine Genehmigung erhalten haben, beläuft sich in Hessen nach dem MaStR 

auf 83 WEA mit 462,8 MW, nach LIS-A auf 79 WEA mit 432,9 MW. Eine Interpretation, wodurch die 

Unterschiede begründet sein können, wird in Kapitel 2.4.6 vorgenommen. 

  



HESSEN - Bericht 2024 für den Kooperationsausschuss Erneuerbare Energien 

10 

 MaStR LIS-A 

 

Anzahl WEA Leistung 
MW 

Anzahl WEA Leistung 
MW 

Erteilte Genehmigungen im Jahr 
2023  

83 462,8 79 432,85 

Die Tabelle vergleicht die durch das BMWK übermittelte Zusammenstellung der MaStR-Daten 

(Datenstand: 19.03.2024) mit dem Auszug aus LIS-A (Stand: 12.04.2023).  

 

Zusätzlich sollen ab dem Berichtsjahr 2023 alle Änderungsgenehmigungen nach § 16b BImSchG in Bezug 

auf Repowering und Leistungserhöhung (Darstellung der Differenz) erfasst werden. In 2023 wurde in 

Hessen noch kein Antrag nach § 16b BImSchG gestellt. 

 

§ 4 BImSchG 
Neugenehmigung 

§ 16b BImSchG  
Repowering  

Anzahl WEA Leistung MW Anzahl WEA Leistung 
MW 

Erteilte Genehmigungen im Jahr 
2023 

79 432,85 0 0 

 

Hinweis:  

Von den 79, im Jahr 2023 genehmigten, Windenergieanlagen wurden 19 Windenergieanlagen mit einer 

Neu-Genehmigung (§ 4 BImSchG) in Verb. mit § 6 WindBG genehmigt. 

2.4.2 Abgelehnte und zurückgenommene Genehmigungsanträge, einschließlich der Gründe für die 
Ablehnung bzw. Rücknahme 

Die Anzahl der Anlagen und die installierte Leistung (in MW) der Anlagen, für die ein Genehmigungs-

antrag im Berichtszeitraum (01.01.2023 bis 31.12.2023) abgelehnt oder zurückgenommen wurde: 

Tabelle 5: Gesamtanzahl- und -leistung abgelehnte/zurückgenommene Genehmigungsanträge 

 Anzahl der Anlagen Installierte Leistung  
(in MW) 

Abgelehnte Genehmigungsanträge  
im Berichtszeitraum 

- - 

Zurückgenommene Genehmigungsanträge  
im Berichtszeitraum 

11 59,8 

 

Tabelle 6: Aufteilung nach Gründen für Ablehnung bzw. Rücknahme der Genehmigungsanträge 

Abgelehnte/zurückgenommene 
Genehmigungsanträge im Berichtszeitraum 

Anzahl 
der Anlagen 

Installierte Leistung 
(in MW) 

a) Artenschutz 
(bitte differenzieren: Vögel, Fledermäuse, 
sonstige) 

- - 

b) Naturschutz - - 

c) Trinkwasserschutz  - - 

d) Immissionsschutz  - - 
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Abgelehnte/zurückgenommene 
Genehmigungsanträge im Berichtszeitraum 

Anzahl 
der Anlagen 

Installierte Leistung 
(in MW) 

e) Landschaftsschutz  - - 

f) Denkmalschutz - - 

g) Baurechtliche Gründe - - 

h) Planungsrechtliche Gründe - - 

i) Straßenbaurechtliche Gründe - - 

j) Forstrechtliche Gründe  - - 

k) Flugsicherung - - 

l) Radaranlagen  
(bitte differenzieren zivil, militärisch, 
Wetter) 

- - 

m) Weitere militärische Belange - - 

n) Erdbebenmessstation - - 

o) optisch bedrängende Wirkung - - 

p) Insolvenz der Antragstellerin/des 
Antragstellers 

- - 

q) Versagung eines gemeindlichen 
Einvernehmens 

- - 

r) Nicht vervollständigte Unterlagen - - 

s) Ablehnung/Rücknahme infolge eines 
Klageverfahrens 

- - 

t) Rücknahmen  
(Einstellung ohne Einstellungsbescheid 
bzw. Ablehnungsbescheid) 

11 59,8 

u) Sonstige - - 

v) Kein Grund dokumentiert - - 

 

2.4.3 Beklagte Genehmigungen 

Von den für 79 Windenergieanlagen im Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2023 erteilten 

Neugenehmigungen in 30 Windparks wurden 22 (121 MW) Windenergieanlagen in 12 Windparks 

beklagt. Durch Mehrfachklagen gegen einzelne Windenergieanlage handelt es sich in 2023 um 80 

gerichtliche Verfahren gegen 22 Windenergieanlagen in den 12 Windparks. 

 

Gründe für Klagen waren: 

Immissionsschutz (25x), Naturschutz (10x), Forst (12x), gegen das ersetzte fehlende Einvernehmen der 

Gemeinde (9x), Fehlende SUP und UVP (5x), Landschaftsschutz (5x), Infraschall (5x) 

Die Reihenfolge erfolgt in der genannten Häufigkeit, Klagen können mehrere Gründe beinhalten, die 

Anzahl in der Klammer bezieht sich auf die Anzahl der Windenergieanlagen. 
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2.4.4 Im Verfahren befindliche Genehmigungen 

Bis zum Stichtag 31.12.2023 befanden sich 18 Windenergieanlagen im Genehmigungsverfahren deren 

Unterlagen vollständig vorliegen. Die aggregierte Leistung beträgt 100,5 MW. 

 

Hinweis: Die Daten beinhalten ausschließlich Anträge für Neu-Genehmigungen (§ 4 BImSchG). Anträge 

nach § 16b BImSchG liegen im Berichtszeitraum (noch) nicht vor. Bis Dato (12.04.2024) liegen 13 

Anträge nach § 16b BImSchG vor, die in 2023 gestellt wurden, jedoch noch keine vollständigen 

Antragsunterlagen vorweisen. 

2.4.5 Dauer der Genehmigungsverfahren 

Die durchschnittliche Dauer (in Monaten) abgeschlossener (d.h. positiv beschiedener) 

Genehmigungsverfahren im Berichtszeitraum (1.1. bis 31.12.des Vorjahres) beträgt in Hessen 

1. für den Zeitraum zwischen der Einreichung der Antragsunterlagen (Ersteinreichung) bei der 

genehmigenden Stelle im Sinne des §6 der 9. BImSchV und dem Datum der Genehmigungserteilung 

38,5 Monate und  

2. für den Zeitraum zwischen Feststellen der Vollständigkeit der Antragsunterlagen durch die 

genehmigende Stelle gemäß §7 der 9. BImSchV und dem Datum der Genehmigungserteilung 13,2 

Monate. 

2.4.6 Hinweise zu Datenquellen und Datenqualität 

Als Datenquelle für den Bericht unter 2.4 dient das Fachinformationssystem LIS-A 

(LänderInformationsSystem Anlagen), welches in einer Länderkooperation von zehn Bundesländern 

betrieben wird. Die Datenqualität ist von den Eintragungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 

Genehmigungsbehörden (Regierungspräsidien) abhängig. Dazu existieren Vorgaben in 

Verfahrenshandbüchern, die per Erlass eingeführt sind. Erforderliche Daten sollen zeitnah in das System 

eingetragen werden. Personell bedingt oder durch verspätete Informationen der Betreiberinnen oder 

Betreiber der WEA (z.B. Mitteilung des Inbetriebnahmedatums) kann es zu Verzögerungen kommen. 

Erfahrungsgemäß stimmen die „LIS-A-Daten“ mit denen des Marktstammdatenregisters gut überein. Da 

bereits für interne Auswertungen in Hessen für die Öffentlichkeit, das Energiemonitoring oder 

Parlamentsanfragen erhöhter Bedarf im Bereich der Windenergie besteht, sind die 

Genehmigungsbehörden selbst an einer Aktualität der Daten interessiert. Die Daten in LIS-A decken die 

Berichtsanforderungen der Kapitel 2.4.1 – 2.3.5 ab, so dass keine Lücken in der Datengrundlage zu 

befürchten sind. Der Unterschied unter 2.4.1, zwischen dem Marktstammdatenregister und der 

Auswertung aus LIS-A, von 4 WEA und 29,95 MW ist nicht frappierend und könnte als Ursache an einer 

zeitnäheren Eintragung der Betreiber in das Marktstammdatenregister liegen. Auch könnten die 

unterschiedlichen Abfragedaten (19.3. und 11.4.2023) zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. 
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2.5 Hemmnisanalyse und zusätzliche Maßnahmen für den weiteren Ausbau der 
Windenergie an Land 

Der durch die Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (RED III) geschaffene neue Rechtsrahmen wird den 

Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich vorantreiben. Zur Erreichung der nationalen, europäischen 

und internationalen Klimaziele ist daher eine schnelle und vollständige Umsetzung der RED III in 

deutsches Recht unerlässlich.  

Folgende Punkte sind aus hessischer Sicht nötig: 

i. Der zwischen Bund und Ländern am 6. November 2023 beschlossene Deutschland-Pakt für Planungs-, 

Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung enthält eine Reihe von Maßnahmen, die zur 

Beschleunigung des Windenergieausbaus zeitnah umgesetzt werden sollten, bspw. die Schaffung eines 

bundesweiten Umweltdatenkatasters bzw. einer bundesweiten Gutachtendatenbank und die 

Digitalisierung der Genehmigungsverfahren.  

ii. Auch eine schnelle und auf schlanke Abläufe bei der planenden und genehmigenden Verwaltung 

ausgerichtete Umsetzung der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (RED III) ist von herausragender 

Bedeutung für den Ausbau der Windenergie. Bei der Umsetzung sollte auch das Verhältnis zur 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG) geregelt werden. Dieses Instrument stellt 

einen elementaren Bestandteil der naturschutzrechtlichen Prüfung zur Zulassung von Eingriffen in Natur 

und Landschaft dar. Gerade in Zulassungsverfahren bilden die Vorgaben der Eingriffsregelung das 

Fundament für weitere rechtliche Regelungen, insbesondere auch für den besonderen Artenschutz nach 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG. In den aktuellen Gesetzesentwürfen berücksichtigt der Gesetzgeber nicht, dass 

die naturschutzrechtliche Betrachtung der Schutzgüter Flora und Fauna nicht nur im Rahmen der 

Abarbeitung des besonderen Artenschutzes nach § 44 ff. BNatSchG, sondern auch nach §§ 13 ff. 

BNatSchG im Rahmen der Eingriffsregelung vorzunehmen ist und es hierbei zu Überschneidungen in der 

naturschutzrechtlichen Prüfung der Rechtsbereiche kommt. Die Regime insbesondere der §§ 6 WindBG 

und 6b WindBG-E können nur stringent angewendet werden, wenn der Gesetzgeber auch Aussagen zum 

Umgang mit den Schutzgütern Flora und Fauna im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

trifft. Außerdem wird darum gebeten, die beschleunigenden Regelungen der RED III auch auf 

sogenannte Annex-Verfahren zu den Windenergieanlagen (Zuwegungen, Kabeltrassen zu 

Windenergieanlagen) zu beziehen. Das EU-Recht lässt dies zu. Es ergibt keinen Sinn, für derartige Annex-

Verfahren innerhalb von Windvorranggebieten noch eine umfangreiche artenschutzrechtliche Prüfung 

zu fordern (ggf. sogar mit Umweltverträglichkeitsprüfung). Dies kann im Gegenteil dazu führen, dass die 

Errichtung der Windenergieanlagen durch die Annex-Verfahren gebremst werden. 

iii. In den vergangenen Jahren wurden bereits viele Rechtsänderungen zur Beschleunigung des 

Windenergieausbaus durchgeführt (WindBG, BImSchG, BNatSchG, BauGB, EEG etc.). Auch wenn diese 

Rechtsänderungen auf Beschleunigung ausgelegt sind, verursachen sie in Teilen (zumindest zunächst) 

einen Mehraufwand. Bereits jetzt ist die Personalsituation in den zuständigen Behörden angespannt – 
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mit steigender Anzahl an Genehmigungsanträgen und der Ausweisung neuer Windenergiegebiete steigt 

auch der Personalbedarf. 

iv. Umfasst ein Windpark mehrere (direkt / indirekt betroffene) Grundstücke können Flächen-Pool-

Lösungen zu einer Beschleunigung / höheren Akzeptanz beitragen (u.a. durch Handlungsempfehlungen 

z.B. zur Ausgestaltung möglicher Verträge). Auf diese Weise ist eine finanzielle Teilhabe von 

Flächeneigentümern möglich, deren Flächen z.B. innerhalb eines Windenergiegebietes liegen, auf denen 

jedoch keine Windenergieanlage(n) steht/stehen. 

v. Der Bund sollte prüfen, ob für Windenergieanlagen ein echtes „typoffenes Genehmigungsverfahren” 

eingeführt werden kann. Zwischen Genehmigungsantrag und tatsächlicher Errichtung der 

Windenergieanlage vergehen nach wie vor teils Jahre. Da die Anlagentypen üblicherweise nach drei 

Jahren nicht mehr auf dem Markt verfügbar sind, kann die ursprünglich beantragte WEA häufig nicht 

realisiert werden. Zwar sieht § 16b BImSchG für diesen Fall Erleichterungen vor. Allerdings ist nach wie 

vor eine Änderungsgenehmigung erforderlich (die erneut gerichtlich angegriffen werden kann). Bei einer 

typoffenen Genehmigung wäre eine Änderungsgenehmigung entbehrlich. 

vi. In Hessen werden die Genehmigungsbehörden extern durch die LandesEnergieAgentur Hessen in der 

Kommunikation unterstützt. Viele Hindernisse bei den Genehmigungsverfahren und entstehende 

Kapazitätsengpässe können durch eine verbesserte Kommunikation beseitigt werden. Schnellere und 

zielgerichtete Entscheidungen zu aktuellen Fragen in den Genehmigungsbehörden sorgen für 

einheitliche Verfahrensweisen und Sicherheit bei den Genehmigungsverfahren. Entlastungen der 

Genehmigungsbehörden bei der Einarbeitung von neuem Personal, der Kommunikation mit 

Projektierern, Gutachtern und Standortkommunen und mit Bürgerinnen und Bürgern sorgen für mehr 

Zeit für die eigentliche Aufgabe und tragen so zur Beseitigung der Kapazitätsengpässe bei. Aus der 

Statistik ergibt sich ja, dass ein erhebliches Beschleunigungspotential darin besteht, die Zeit für die 

Vollständigkeitsprüfung zu verkürzen. Hier dient die verbesserte externe Beratung der Antragsteller, 

was man als „good practice“ empfehlen kann. Dies entspricht dem Vorgehen des 

Beschleunigungspaktes, denn auch hier wird das Thema klarere Standards für die die Feststellung der 

Vollständigkeit bearbeitet. 

vii. Eine detaillierte Analyse über den Ist-Zustand der hessischen Vorranggebiete (VRG) zur Nutzung der 

Windenergie, damit Potenziale und Hemmnisse für den Ausbau der Windenergie auf den hessischen 

VRG aufgezeigt und Maßnahmen zur kurzfristigen Optimierung des Flächenpotenzials identifiziert 

werden konnten, waren Ziele des Projektes ANSWER. Das Projekt – Analysen und Perspektiven des 

hessischen Windenergieausbaus - wurde mit Mitteln des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, 

Energie, Verkehr und Wohnen (HMWEVW) und des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) unter der Trägerschaft der WI Bank gefördert. 

Die Ergebnisse der Studie finden in der weiteren Ausweisung von Vorranggebieten ihre Anwendung. 
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viii. In den Genehmigungsverfahren kommt es immer wieder zu nicht nachvollziehbaren bzw.  

widersprüchlichen Entscheidungen im Falle der Betroffenheit militärischer Belange. Häufig hat das 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr bei der Aufstellung 

der Teilregionalpläne Energie der Ausweisung eines Vorranggebiets zur Nutzung der Windenergie bzw. 

bei Voranfragen in Genehmigungsverfahren noch zugestimmt. Im konkreten Genehmigungsverfahren 

werden hingegen ablehnende Stellungnahmen vorgelegt. Hier wären eindeutige und nachvollziehbare 

gesetzliche Regelungen hilfreich, aus denen hervorgeht unter welchen Bedingungen eine Zustimmung 

zum Vorhaben in Aussicht gestellt werden kann.  

ix. Für die geplanten neuen Regelungen im WindBG (§ 6b) und BauGB (§ 249a) bedarf es insbesondere mit 

Blick auf die durchzuführende artenschutzrechtliche Prüfung Handlungsleitfäden bzw. Erläuterungen 

des Bundes für sämtliche planungsrelevanten Arten. Die Förderrichtlinien zu § 45d BNatSchG werden für 

die Nutzung der Sonderabgaben im Artenschutz und zur Umsetzung der Artenhilfsprogramme benötigt. 


